
Schulstreik in Wien!
Unsere Genoss_innen vor Ort berichten, was abging…

Es ist  ein sonniger Vormittag und vor  dem BRG (Bundesrealgymnasium)
Schuhmeierplatz (Wien, 16. Bezirk, Ottakring) sammeln sich junge Leute. Mit
Masken und Abstand wird heute gestreikt, um klar ein Zeichen gegen die
Pandemiepolitik  der Regierung zu setzen und für  eine Erleichterung der
Matura (in Deutschland: Abitur) zu kämpfen. Speziell die Forderung nach
einer  freiwilligen  mündlichen  Matura  steht  im  Mittelpunkt.  Viele  tragen
Schilder mit der Aufschrift #wirstreiken.

Der  Warnstreik  heute  wurde  von  der  Aks,  der  sozialdemokratischen
SchülerInnenorganisation,  organisiert.  Es  stehen  aber  auch  viele  andere
SchulsprecherInnen  dahinter,  die  sich  in  einem  offenen  Brief  an  die
Regierung und den Stadtschulrat gewandt haben. Eine Durchseuchung der
Schulen, wie sie gerade stattfindet, wird dabei klar abgelehnt.

Die  Stimmung  ist  gut,  auch  wenn  es  etwas  kalt  ist.  Es  sind  nicht  nur
MaturantInnen da, sondern viele aus niedrigeren Schulstufen, die sich für
ihre KollegInnen einsetzen, aber auch wissen, dass es sie in den nächsten
Jahren genauso treffen kann.

„Mir fehlt einfach die Motivation zu lernen. Seit Pandemiebeginn muss ich
die ganze Zeit mit Unsicherheiten kämpfen. Wie soll man sich da aufs Lernen
konzentrieren?“  fragt  eine  Schülerin.  Eine  andere  meint,  dass  die
Regierungspolitik,  was  Bildung  angeht,  mit  dem  Wort  „unorganisiert“
beschrieben werden kann. „Das Pandemiemanagement der Regierung und
die Art, wie unterrichtet wird, scheint planlos. Es wirkt nicht so, als würde
sich irgendwer um unsere Meinung scheren“, meint sie.

Ganz oft wird auch ein bisschen scherzhaft die Notwendigkeit der Matura
selbst in Frage gestellt. Warum soll eine punktuelle Leistung den Rest des
Lebens weiter bestimmen, fragen viele. Durch die Pandemiesituation fallen
immer mehr Widersprüche im österreichischen Schul- und Bildungssystem
auf.

https://onesolutionrevolution.de/schulstreik-in-wien/


Der  Anlass  des  Schulstreiks  ist  die  Corona-Politik  an  Schulen.  Wir
unterstützen die Forderungen der streikenden SchülerInnen und finden die
im  offenen  Brief  der  SchulsprecherInnen  angesprochenen  Probleme  und
Lösungen richtig. Der Streik wirft jedoch eine Reihe an Schwierigkeiten auf,
die  tiefer  sitzen und langfristigere Lösungen brauchen als  den zentralen
Slogan einer freiwilligen mündlichen Matura und eines besseren Umgangs
mit  den  Corona-Fällen  an  Schulen.  Vor  al lem  die  mangelnde
Berücksichtigung der Perspektive von SchülerInnen wird momentan umso
deutlicher sichtbar. Es gibt kaum Mitspracherecht für sie und es wird seit
Pandemiebeginn über ihre Köpfe hinweg entschieden. Der Streik ist folglich
eine gute Möglichkeit,  sich endlich Gehör zu verschaffen.  Die Forderung
nach einer  freiwilligen mündlichen Matura  ist  ein  guter  Startpunkt.  Das
reicht  aber  bei  weitem noch  nicht  aus.  Prüfungsmodi  müssen  nicht  nur
angepasst,  sondern  auch  neu  erdacht  werden.  Die  Schülerunion,  die
SchülerInnenorganisation der ÖVP, und die Aks sammeln sich beide hinter
der Forderung nach einer freiwilligen mündlichen Matura, aber es wird nicht
darüber gesprochen, wie es mit  den nächsten Klassen weitergehen wird.
Jedes Jahr wird es schwieriger werden,  den verpassten Stoff  aufzuholen.
Aber nicht nur das Lernen leidet, sondern auch die Psyche. Nach 2 Jahren
Pandemie sind die Auswirkungen klar zu sehen. Viele Jugendliche weisen
depressive Symptome auf und das liegt nicht nur an Social Distancing. Der
Leistungsdruck  in  den  Schulen,  die  Unsicherheiten,  wie  es  in  Zukunft
weitergeht,  die  Angst,  dass  man  selbst  oder  nahestehende  Leute  krank
werden, das alles belastet junge Menschen. Es zeigt sich, wie diese Art der
Ausbildung Menschen in diesem System schadet, und mit den Streiks auch,
dass sich SchülerInnen das nicht  mehr so einfach gefallen lassen! Diese
Situation sollte genutzt werden, um nicht einem veralteten Bildungssystem
hinterherzulaufen,  sondern  neue  Vorschläge  mit  den  SchülerInnen
gemeinsam  zu  entwickeln.

Neben den Problemen beim Lernen und Abprüfen des Stoffes gibt es auch
immer noch keine Lösung, wie man SchülerInnen vor Ansteckung schützen
kann. Eine Durchseuchung der Schulen ist die momentane Strategie. Das ist
einfach ein Schlag ins Gesicht für alle, die jetzt zwei Jahre auf viel verzichtet
haben, um die Pandemie einzudämmen. Die Regierung schert sich nicht um



die  Gesundheit  junger  Menschen.  Deshalb müssen wir  uns selbst  darum
kümmern!  SchülerInnen,  LehrerInnen  und  Personal  sollten  gemeinsam
entscheiden  können,  welche  Maßnahmen  zusätzlich  für  ihren  Standort
gesetzt  werden  und  welche  Umstellung  im  Lehrbetrieb  notwendig  und
sinnvoll ist. Natürlich braucht es auch eine zentrale Planung und richtiges
Pandemiemanagement, aber von dieser Regierung können wir das momentan
nicht  erwarten.  Deshalb  müssen  wir  weiterhin  Druck  aufbauen,  bis  sie
endlich die richtigen Maßnahmen setzt.

Um  diesen  Druck  organisiert  aufzubauen,  braucht  es  mehr  als  nur
Schulstreiks.  Wir  fordern,  dass  sich  SchülerInnen  an  ihren  Schulen  zu
Komitees zusammenschließen, die gemeinsam Forderungen erarbeiten und
d a m i t  a u c h  i h r e  S c h u l e  z u  A k t i o n e n  m o b i l i s i e r e n .  D i e
SchülerInnenorganisationen der Parteien (SU, Aks, Verde, … ) bleiben leider
oft hinter der Ziellinie zurück, einfach weil sie doch oft abhängig sind von der
Politik, die ihre Mutterparteien machen. Deshalb braucht es unabhängige
SchülerInnenpolitik  und  Selbstorganisierung.  Zeitgleich  sollten  auch
gemeinsam  mit  den  beteiligten  Organisationen  Schulstreiks  organisiert
werden. Dafür braucht es ein Bündnis und nicht nur einzelne Gruppen, die
isoliert oder in losen Zusammenschlüssen arbeiten.

Wir fordern:

*  Abschaffung  der  Matura  und  Ersetzen  durch  demokratisch  mit
SchülerInnen  erarbeitete  Schulabschlusskriterien!

*  Bessere  psychische  Unterstützung,  speziell  für  durch  die  Pandemie
entstandene  Belastungen,  am  Schulstandort!

* Mehr Fachpersonal, um besser mit Distance Learning umgehen zu können
und medizinische Betreuung zu gewährleisten!

*  SchülerInnenkomitees,  die  gemeinsam  die  Streiks  organisieren  und
Forderungen  demokratisch  entscheiden!

* Für ein linkes Schulstreikbündnis, um gemeinsam schlagkräftig handeln zu
können!



Am 26. Januar geht es weiter mit dem nächsten Schulstreik!

S t r e i k e n  w i r  d i e s e  M a t u r a b e d i n g u n g e n  u n d  d i e s e s
Pandemiemissmanagement  weg!

Solidarität  mit  den
Arbeiter_Innen  und
Jugendlichen in Kasachstan!
Artikel von der Gruppe Arbeiter_innenmacht zu den Protesten in Kasachstan

Seit Jahresbeginn erschüttern Massenproteste das Land. Sie begannen am
Sonntag,  den  2.  Januar,  in  Schangaösen inmitten  der  westlichen Region
Mangghystau,  das  das  Zentrum  der  für  die  Wirtschaft  des  Lands
entscheidenden Öl- und Gasindustrie bildet. Getragen wurden die Aktionen
und die Bewegung von den Beschäftigten (und zehntausenden Arbeitslosen)
dieser Industrie.

Bereits am 3. Januar wurde die gesamte Region Mangghystau von einem
Generalstreik  erfasst,  der  auch  auf  die  Nachbarregion  Atyrau  übergriff.
Innerhalb  weniger  Stunden  und  Tage  inspirierten  und  entfachten  sie
Massenproteste in anderen städtischen Zentren  wie Almaty (ehemals Werny,
danach Alma-Ata), der größten Stadt des Landes, und selbst in der neuen
Hauptstadt  Nur-Sultan (vormals  Astana).  Diese nahmen die  Form lokaler
spontaner Aufstände an.

Unmittelbar entzündet hat sich die Massenbewegung, die sich, ähnlich wie
die  Arabischen Revolutionen,  rasch zu  einem beginnenden Volksaufstand
entwickelten, an der Erhöhung der Gaspreise zum Jahreswechsel, da deren
bis dahin geltende Deckelung aufgehoben wurde. Die Ausgaben für Gas, das
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von der Mehrheit der Bevölkerung für Autos, Heizung und Kochen verwendet
wird, verdoppelten sich praktisch über Nacht.

Die  Bewegung  entwickelt  sich  innerhalb  kurzer  Zeit  von  Streiks  und
Protesten gegen die drastischen Erhöhungen der Preise zu einer gegen die
autoritäre  kapitalistische  Regierung.  Von  Beginn  an  spielten  die
Lohnabhängigen  der  zentralen  Industrien  eine  Schlüsselrolle  im  Kampf,
letztlich das soziale und ökonomische Rückgrat der Bewegung. So berichtet
die Sozialistische Bewegung Kasachstans nicht nur sehr detailliert über die
Ausweitung  der  Streikbewegung  in  einer  Erklärung  zur  Lage  im  Lande
(http://socialismkz.info/?p=26802;  englische  Übersetzung  auf:
https://anticapitalistresistance.org/russian-hands-off-kazakhstan/),  sondern
auch  über  eine  Massenversammlung  der  ArbeiterInnen,  wo  erstmals  die
Forderung nach dem Rücktritt des Präsidenten erhoben wurde:

„In  Schangaösen  selbst  formulierten  die  ArbeiterInnen  auf  ihrer
unbefristeten Kundgebung neue Forderungen – den Rücktritt des derzeitigen
Präsidenten  und  aller  Nasarbajew-Beamten,  die  Wiederherstellung  der
Verfassung von 1993 und der  damit  verbundenen Freiheit,  Parteien und
Gewerkschaften zu gründen, die Freilassung der politischen Gefangenen und
die  Beendigung  der  Unterdrückung.  Der  Rat  der  Aksakals  wurde  als
informelles Machtorgan eingerichtet.“ (ebda.)

Zuckerbrot und Peitsche
Die  Staatsführung  unter  dem  seit  zwei  Jahren  amtierenden  Präsidenten
Tokajew reagierte auf die Protestbewegung mit Zuckerbrot und Peitsche, mit
Zugeständnissen und brutaler Repression.

Um  die  Bevölkerung  zu  beschwichtigen,  wurden  die  Erhöhungen  der
Gaspreise schon zurückgenommen. Außerdem traten die Regierung und bald
danach auch der Vorsitzende des Sicherheitsrates, der ehemalige Präsident
Nursultan  Nasarbajew  zurück.  Diese  Veränderungen  sind  jedoch  rein
kosmetischer Art. Nachdem der Regierungschef Askar Mamin abgedankt hat,
werden die Amtsgeschäfte von dessen ehemaligem Stellvertreter  Alichan
Smailow weitergeführt. Nasarbajew, der das Land rund 30 Jahre autokratisch
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regiert hat und weiter Vorsitzender der regierenden Partei Nur Otan (Licht
des Vaterlandes) ist, die über eine Dreiviertelmehrheit im Parlament verfügt
(76 von 98 Sitzen), trat zwar vom Amt des Vorsitzenden des Sicherheitsrates,
einer Art Nebenpräsident, zurück. Diese Funktion übernahm nun jedoch auch
sein Nachfolger Tokajew.

Vor allem aber reagierte der Präsident auf die anhaltenden Massenproteste,
auf die Besetzung öffentlicher Gebäude und die drohende Entwicklung eines
Aufstands zum Sturz der herrschenden Elite auch mit massiver Repression.

Die  Proteste  in  Städten  wie  Almaty,  die  von  Beginn  an  viel  mehr  den
Charakter von Emeuten hatten, wurden brutal unterdrückt. Mehrere Dutzend
Menschen wurden getötet. Die Regierung selbst spricht davon, dass bis zum
6. Januar 26 „bewaffnete Kriminelle“ liquidiert worden seien. Mehr als 3 000
wurden festgenommen, Tausende verletzt.

Damit gibt das Regime nicht nur selbst zu, dass es über Leichen geht, um
seine Macht, seine „Ruhe und Ordnung“ wiederherzustellen. Es tut auch, was
alle kapitalistischen Regierungen, alle repressiven Regime anstellen, wenn
ihre  Macht  gefährdet  ist:  Diffamierung  der  Massenbewegung  als
„Kriminelle“,  „TerroristInnen“  und  legitimiert  damit  die  Verhängung  des
Ausnahmestandes (vorerst  bis  19.  Januar),  den Einsatz von Schusswaffen
gegen Protestierende, die Abschaltung von Messengerdiensten wie Signal
und WhatsApp und von Internetseiten. Die sog. Antiterroreinsätze sollen laut
Präsident Tokajew bis zur „kompletten Auslöschung der Kämpfer“ dauern.
Um diese Operation auch mit aller Brutalität durchziehen zu können, ruft er
die große imperialistische Schutzmacht Russland zu Hilfe. Und die kommt
prompt mit 3000 SoldatInnen, die im Rahmen der „Organisation des Vertrags
über  kollektive  Sicherheit“  (OVKS)  helfen sollen,  die  „verfassungsmäßige
Ordnung“ wiederherzustellen. Sie sollen Regierungsgebäude und kritische
Infrastruktur  schützen  und  haben  auch  das  Recht,  ihre  Schusswaffen
einzusetzen.

Ursachen der politischen Krise
Angesichts  dieser  Zusammenballung  der  Kräfte  des  Regimes,  seines



Staatsapparates und seiner Verbündeten droht eine brutale Unterdrückung
der Massenbewegung. Dies wäre nicht das erste Mal in der Geschichte des
Landes.  Über  Jahrzehnte  regierte  Nasarbajew  mit  eiserner  Hand.  Die
politische Macht wurde faktisch bei einer kleinen Oligarchie konzentriert, die
das Wirtschaftsleben des Landes kontrolliert, darunter die reichen Öl- und
Gasfelder, große strategische, wichtige weitere Rohstoffvorkommen wie auch
den Finanzsektor.

Seine Macht stützt das Regime auf die Kontrolle des Staatsapparates, die
Staatspartei Nur Otan, die faktische Ausschaltung unabhängiger Medien und
jeder  nennenswerten  Opposition.  Selbst  die  sog.  Kommunistische  Partei
wurde 2015 gerichtlich verboten.

Neben der Repression stützte sich die kasachische Pseudodemokratie aber
auch jahrelang auf ein Wachstum der Wirtschaft.  Der Öl-  und Gasexport
bildet bis heute ihr Rückgrat. Hinzu gesellt sich der Bergbau. Kasachstan ist
mittlerweile der größte Uranproduzent der Welt und verfügt über weitere
wichtige Rohstoffvorkommen (Mangan, Eisen, Chrom und Kohle).

Über Jahre expandierte die kasachische Ökonomie und galt als wenn auch
autoritäres Wirtschaftswunderland unter den ehemaligen Sowjetrepubliken,
was  nicht  nur  den  Ausbau  wirtschaftlicher,  politischer  und  militärischer
Beziehungen zu Russland und China zur Folge hatte, sondern auch große
westliche InvestorInnen gerade in  der  Öl-  und Gasindustrie  anzog (z.  B.
Exxon, ENI). Letztlich stellt das Land jedoch einen wichtigen halbkolonialen
Verbündeten  Russlands  dar,  das  keinesfalls  einen  Sturz  dieses  Regimes
zulassen kann.

Doch die globale Finanzkrise traf das Land schon recht hart, weil Kasachstan
auch  ein  im  Vergleich  zu  anderen  halbkolonialen  Ländern  gewichtiges
Finanzzentrum in Almaty hervorbrachte. 2014/15 machten sich jedoch vor
allem die sinkenden Öl- und Gaspreise auf dem Weltmarkt bemerkbar. Die
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts brachen ein. Das Land macht im
Grunde eine Phase der wirtschaftlichen Stagnation seit  Mitte der 2010er
Jahre durch, während der Pandemie und Krise schrumpfte das BIP.



Wie  in  vielen  Ländern,  deren  Staatseinnahmen  wesentlich  aus
Rohstoffexporten und der Grundrente stammen, ging die Entwicklung des
kasachischen  Kapitalismus  mit  einer  extremen  Form  der  sozialen
Ungleichheit einher. Die aus der ehemaligen Staatsbürokratie stammende,
neue Schicht von KapitalistInnen monopolisierte faktisch den Reichtum des
Landes. Jahrelang ging diese Bereicherung jedoch auch mit Investitionen in
andere Sektoren (z. B. Ausbau der Infrastruktur, von Verkehrswegen) einher
und einer Alimentierung der Massen, deren Lebenshaltungskosten z. B. über
die Deckelung der Gaspreise relativ gering gehalten wurden.

Doch  seit  Jahren  wird  dies  für  den  kasachischen  Kapitalismus  immer
schwieriger aufrechtzuerhalten. Die Herrschenden wollen keinen Cent an die
Armen  abgeben.  Im  Gegenteil,  sie  drängen  im  Chor  mit  westlichen
WirtschaftsexpertInnen darauf, deren „Privilegien“ (!) zu streichen und die
Wirtschaft weiter zu liberalisieren. Dafür versprechen sie Investitionen in der
Öl- und Gasindustrie oder im Bergbau, um veraltete Anlagen zu erneuern
oder neue Abbaustätten zu erschließen.

Besonders drastisch stellt sich daher die soziale Ungleichheit im Land gerade
dort dar, wo der Reichtum geschaffen, produziert wird. Während sich die
ChefInnen  der  kasachischen  Energie-  und  Bergbauunternehmen  und  die
Staatsführung regelrechte Paläste bauen lassen, schuften die Beschäftigten
auf  den  Öl-  und  Gasfeldern  –  und  das  oft  unter  lebensgefährlichen
Bedingungen.  Viele warten oft  monatelang auf  ihre Löhne,  zehntausende
ArbeiterInnen in der Öl- und Gasindustrie sind mittlerweile arbeitslos.

Dass die Bewegung in den Regionen Westkasachstans ihren Ausgang in Form
einer gigantischen Streikwelle nahm, ist kein Zufall. Schon 2011 kam es zu
einer riesigen Streikwelle der ÖlarbeiterInnen, die blutig niedergeschlagen
wurde. Dabei kamen Menschenrechtsorganisationen zufolge 70 Streikende
ums Leben, 500 wurden zum Teil schwer verletzt. Doch trotz dieser extremen
Repression hielten sich unabhängige, illegale oder halblegale Strukturen der
ArbeiterInnenklasse in diesen Regionen. Aufgrund drohender Entlassungen,
der Nichtauszahlung von Löhnen nahmen auch in den letzten Monaten des
Jahres 2021 Streiks und Arbeitskämpfe in der Öl- und Gasindustrie zu.



Daraus erklären sich auch die Unterschiede zwischen der Bewegung in den
industriellen  Zentren  in  Westkasachstan,  die  von  den  Lohnabhängigen
getragen werden und die sich des Streiks – und damit kollektiven Aktionen
der ArbeiterInnenklasse – als Hauptkampfmittel bedienen, und an anderen
Orten.  Von  größter  Bedeutung  ist  jedoch,  dass  deren  Forderungen
mittlerweile  längst  über  betriebliche  und  gewerkschaftliche  Fragen
hinausgegangen sind und auch einen politischen Charakter – Rücktritt des
Präsidenten, Freilassung der politischen Gefangenen – angenommen haben.

Zum  Teil  schwappen  diese  auch  in  andere  Regionen  über.  In  anderen
städtischen Zentren entwickelte sich die Bewegung viel stärker als eine Art
Straßenaufstand, als Aufruhr  verarmter Schichten, von Jugendlichen, aber
auch  Lohnabhängigen,  die  aus  ländlichen  Regionen  in  die  Zentren
migrierten. Diese Wut und Empörung nimmt gerade, weil diese Schichten
weniger organisiert sind, auch einen politisch unklareren, diffusen Charakter
an.  Dennoch  ist  diese  Bewegung  auch  ein  genuiner  Ausdruck  der
Massenempörung  gegen  ein  despotisches,  autoritäres  kapitalistisches
Regime.  Dass  solche  Emeuten  auch  mit  Formen  des  Vanadalismus
einhergehen, dass sich auch deklassierte, unpolitische Elemente oder gar
staatliche ProvokateurInnen „anschließen“,  ist  nichts  Ungewöhnliches  für
solche  scheinbar  spontanen,  in  Wirklichkeit  jedoch  sich  schon  lange
vorbereitenden Eruptionen des Volkszorns. Entscheidend ist hier, ob diese
Wut zu einer organisierten Kraft werden kann – und das hängt vor allem
davon  ab,  ob  die  ArbeiterInnenklasse,  allen  voran  die  Öl-  und
GasarbeiterInnen,  dieser  eine  politische  Führung  geben  können.

Blutige Abrechnung droht
Die wirklichen „Kriminellen“ sind jedoch nicht auf den Straßen von Nur-
Sultan oder anderen städtischen Zentren zu finden, sondern in Palästen der
Reichen  und  BürokratInnen,  in  den  Generalstäben  der  Armee  und
Repressionskräften, die eine blutige Abrechnung mit den Aufständischen und
vor  allem  auch  mit  den  streikenden  und  kämpfenden  ArbeiterInnen
vorbereiten.

Leute wie Nasarbajew und Tokajew haben sich längst entschieden, wie sie



die Krise zu lösen gedenken. Der Präsident spricht von 20.000 „Banditen“,
die auszumerzen gelte, Armee und Polizei wurde der Schießbefehl erteilt. Die
Herrschenden wollen die Bewegung in Blut ertränken – und zwar nicht nur
den Aufruhr in den Städten,  sondern auch,  ja  vor allem die Streiks und
Strukturen  der  ArbeiterInnenklasse  in  den  Industrieregionen.  Schließlich
wissen  sie  nur  zu  gut,  dass  sich  hier  eine  soziale  Kraft,  eine
Klassenbewegung formiert, die ihnen wirklich gefährlich werden kann.

Die ArbeiterInnen der großen Industrieregionen und andere Schichten der
Lohnabhängigen (z. B. TransportarbeiterInnen) können das Land lahmlegen.
Sie können so auch die Repressionsmaschinerie zum Stoppen bringen – und
möglicherweise  auch  untere  Teile  des  Repressionsapparates,  einfache
SoldatInnen zum Wechsel der Seiten verlassen oder paralysieren. Auch diese
Gefahr  drängt  das  Regime  zum  Handeln  und  erklärt  auch,  warum  es
russische  Truppen  angefordert  hat,  deren  bloße  Anwesenheit  auch  die
Disziplin  potentiell  „unsicherer“  kasachischer  Repressionskräfte,  von
PolizistInnen  oder  SoldatInnen,  sicherstellen  soll.

Daher  werden  die  nächsten  Tage  auch  für  die  Bewegung  von  größter
Bedeutung  sein.  Um die  Repressionsmaschinerie  zu  stoppen,  braucht  es
einen landesweiten Generalstreik. Dazu müssen wie in den Regionen der Öl-
und Gasindustrie Vollversammlungen der Beschäftigten, aber auch in den
Wohnvierteln  organisiert  und ArbeiterInnenkomitees  gewählt  werden,  die
den Kampf organisieren und zu einem Aktionsrat auf kommunaler, regionaler
und landesweiter Ebene verbunden werden.

Angesichts der Repression müssen sie Selbstverteidigungsstrukturen bilden,
die  diesen  Räten  untergeordnet  und  in  der  Lage  sind,  die  bisher
unorganisierten Emeuten in Städten wie Nur-Sultan durch organisierte, in
den Betrieben und Wohnvierteln verankerte Strukturen zu lenken.

Zugleich braucht es unter den einfachen SoldatInnen, den unteren Rängen
der  Polizei  eine  Agitation,  sich  dem  Einsatz  gegen  die  Bevölkerung  zu
verweigern, eigene Ausschüsse zu wählen und dem mörderischen Regime die
Gefolgschaft  aufzukünden.  Die  kasachischen  und  russischen
Repressionskräfte  müssen  aus  den  Städten  und  ArbeiterInnenbezirken



zurückgezogen werden. Die OVKS-Truppen sollen das Land verlassen, die
Gefangenen der letzten Tage müssen auf freien Fuß gesetzt werden.

Ein solcher Generalstreik und eine Bewegung, die ihn stützt, würde zugleich
unwillkürlich die Machtfrage in Kasachstan aufwerfen.

Das  bedeutet  auch,  dass  die  Streik-  und  Massenbewegung  und  deren
Koordinierungsorgane selbst zu einem alternativen Machtzentrum werden
müssen,  das  das  oligarchische  Regime  stürzen  und  durch  eine
ArbeiterInnenregierung ersetzen kann – eine Regierung, die nicht nur die
despotische Pseudodemokratie  abschafft,  sondern auch die kapitalistische
Klasse enteignet, in deren Interesse dieses Regime regiert. Dazu bedarf es
der Enteignung der großen Industrie, der Öl- und Gasfelder, der Bergwerke,
der  Finanzinstitutionen  unter  ArbeiterInnenkontrolle  und  der  Errichtung
eines demokratischen Notplans zur Reorganisation der Wirtschaft und zur
Sicherung der Grundbedürfnisse der Massen.

Nein zu jeder imperialistischen Einmischung!
Internationale Solidarität jetzt!
Die  Massenbewegung  rückte  Kasachstan  auch  ins  Zentrum  einer
Weltöffentlichkeit, die die Verbrechen des Regimes Nasarbajew und seines
Nachfolgers Tokajew über Jahrzehnte faktisch totgeschwiegen hatte.  Was
bedeutet schon die Unterdrückung und Ermordung von Streikenden, wenn
dafür Profite reichlich in die Taschen, kasachischer, russischer, chinesischer,
aber  auch  US-amerikanischer,  italienischer,  deutscher  und  britischer
Konzerne  fließen?

Das kasachische Regime mag demokratische Rechte verletzt, JournalistInnen
und die Opposition unterdrückt haben – das wichtigste „Menschen“recht, das
auf freien Handel und Wirtschafts„reformen“ brachte das Regime sehr zum
Wohlgefallen aller ausländischen Mächte voran.

Natürlich war und ist Kasachstan vor allem eine Halbkolonie Russlands –
zumal  eine,  die  über  Jahrzehnte  nicht  nur  politisch eng verbunden war,
sondern  von  deren  Markt  und  Ressourcen  der  wirtschaftlich  schwache



russische  Imperialismus  sogar  ökonomisch  profitieren  konnte.  Hinzu
kommen die Mitgliedschaft in der Eurasischen Wirtschaftsunion (EAWU) und
der OVKS und die Bedeutung Baikonurs (in Südkasachstan) für die russische
Raumfahrt. Darüber hinaus macht die geostrategische Lage des Landes es zu
einem wichtigen Schild  Russlands  vor  einer  weiteren Destabilisierung in
Zentralasien.  Kein  Wunder  also,  dass  dieses  voll  in  den  Chor  der
„Terrorbekämpfung“  einstimmt  und  seinem  Verbündeten  beispringt.

Ironischerweise verfolgten und verfolgen aber nicht nur China, sondern auch
die  meisten  westlichen  imperialistischen  Länder  ein  Interesse  an  der
Stabilität Kasachstans – sei es zur Sicherung ihrer ökonomischen Interessen,
ihrer  Investitionen,  aber  auch  zur  Stabilisierung  des  Landes  gegen
„islamistischen  Terror“.  Der  ehemalige  britischer  Regierungschef  Blair
fungierte gar über Jahre als Berater Nasarbajews im Umgang mit westlichen
Medien,  insbesondere  für  den  Fall  von  Aufstandsbekämpfung.  Außerdem
kooperierte Kasachstan jahrelang bei der US/NATO-Besatzung Afghanistans.

Daher fallen die westlichen Stellungnahmen zur Lage in Kasachstan bisher
vergleichsweise  verhalten  aus.  So  erklärte  der  US-Außenminister  Antony
Blinken in einem Gespräch mit  dem kasachischen Amtskollegen Mukhtar
Tleuberdi  „die  volle  Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten  für  die
verfassungsmäßigen Institutionen Kasachstans und die Medienfreiheit“. Aus
der EU kommt wie oft der unverbindliche Aufruf zur „Mäßigung“ auf allen
Seiten. Klarer ist hier schon der Ostausschuss der Deutschen Wirtschaft und
dessen  Vorsitzender  Oliver  Hermes,  der  gegenüber  der  Presse  erklärte:
„Eine  schnelle  Beruhigung  der  Lage  ist  unabdingbar,  um  weiteres
Blutvergießen,  eine  Destabilisierung  des  Landes  und  damit  auch  eine
Beschädigung  des  Wirtschafts-  und  Investitionsstandorts  Kasachstan
a b z u w e n d e n . “
(https://www.fr.de/politik/kasachstan-unruhen-tote-demonstration-gas-preise-
proteste-flughafen-putin-russland-news-aktuell-zr-91219297.html)  Über
deutsche  Waffenexporte  im  Wert  von  rund  60  Millionen,  die  im  letzten
Jahrzehnt an das Regime geliefert wurden und jetzt auch gegen die Massen
eingesetzt  werden,  hüllen  sich  die  Regierung  und  UnternehmerInnen  in
Schweigen.
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Die  relative  Zurückhaltung  des  Westens  lässt  sich  freilich  nicht  nur
ökonomisch  erklären.  Sicherlich  spielt  dabei  auch  ein  geostrategisches
Tauschkalkül  eine  Rolle.  Russland  kann  in  Kasachstan  die  blutige
Niederschlagung der Aufständischen unterstützen (und damit auch westliche
InvestorInnen  absichern).  Zugleich  verlangt  man  dafür  ein
„Entgegenkommen“ in der Ukraine oder wenigstens Stillschweigen zu deren
weiterer  Aufrüstung  und  Zurückhaltung  bei  einem  möglichen  NATO-
unterstützten  Angriffe  der  Ukraine  auf  die  Donbass-Republiken.

Umso dringender ist es, dass die internationale ArbeiterInnenklasse und die
Linke ihre Solidarität mit der Massenbewegung in Kasachstan auf die Straße
tragen.

Nein  zur  Niederschlagung gegen die  Massenbewegung!  Sofortige
Aufhebung  des  Ausnahmezustandes  und  aller  Einschränkungen
demokratischer  Rechte!  Freilassung  aller  politischen  Gefangenen!
Nein  zur  russischen  Intervention!  Sofortiger  Abzug  aller  OVKS-
Truppen! Stopp aller Waffenliegerungen!
Internationale  Solidarität  mit  der  ArbeiterInnenklasse  und
Protestbewegung!

Leipzig:  Rassistischer  Angriff
auf Moschee
Wenn vermeintliche Linke muslimische Gebetshäuser angreifen…

Dilara Lorin / Lukas Müller, 14. Dezember 2021

Am Abend des 13.12. gab es von Seiten der autonomen / antideutschen Szene
in Leipzig eine unangemeldete Demonstration mit ca. 100 Personen auf der
Eisenbahnstraße.  Mit  Parolen und Pyrotechnik  zog die  Menge durch die
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Straße  und  beschädigte  dabei  laut  Bullen  parkende  Autos  und  zündete
Müllcontainer an. Anlass war offenbar der „ACAB-Tag“. Soweit so normal für
diese Strömung.

Grundsätzlich ist es gut und wichtig, auf die Straße zu gehen und auf den
unterdrückerischen Charakter und die rassistischen Strukturen der Polizei
aufmerksam zu machen – gerade auf der und um die Eisenbahnstraße, wo
besonders viele Menschen mit Migrationshintergrund leben. Dass man dabei,
statt Transparente zu zeigen und Flugblätter an AnwohnerInnen zu verteilen,
lieber  vor  der  Haustür  der  Menschen  randaliert,  ist  selbst  schon  eine
politisch fragwürdige Sache. Unerträglich und ekelhaft wird es aber, wenn
dabei angebliche „Linke“ Gebetsräume von muslimischen Menschen zum Ziel
erklären und mit Steinen angreifen.

Die Moschee selbst gehört zur Diyanet Isler Türk Islam Birligi (DITIB), eine
Organisation, die kritisiert werden muss, da die DITIP im engen Kontakt zur
Erdogan-Regierung  steht  und  die  Führungen  der  Moscheen  selbst  das
Regime  sowie  dessen  Losungen  unterstützen  und  auch  verbreiten.
Nichtsdestotrotz ist es ein Raum für viele Muslime und Muslima aus der
Umgebung, die sonst keine andere Möglichkeit haben, in ihrer Nähe beten zu
gehen. Viele von ihnen sind Geflüchtete aus Syrien oder anderen Ländern.
Solche Räumlichkeiten anzugreifen während antimuslimische Hetze in jede
Ritze der Gesellschaft salonfähig geworden ist, ist nicht nur falsch, sondern
bedeutet  auch  das  Geschäft  der  RassistInnen  und  FaschistInnen  zu
betreiben:  Angst  und  Verunsicherung  unter  migrantischen  Menschen  zu
verbreiten und die Gesellschaft anhand kultureller bzw. religiöser Linien zu
spalten.

Während der NSU-Komplex, die Morde von Hanau und Halle, an Oury Jalloh,
Amad Ahmad oder Giorgos Zantiotis noch immer nicht vollständig aufgeklärt
sind,  Angehörige,  aber  vor  allem  auch  migrantische  Gruppen  um
Gerechtigkeit  und  überhaupt  um  Gehör  kämpfen  müssen,  gehen
Antideutsche in Leipzig während einer Demonstration los und bewerfen eine
Moschee  mit  Steinen  und  zertrümmern  Fensterscheiben.  Noch  mal  zur
Klarstellung:  An  einem Tag,  wo  man um die  Aufklärung der  unzähligen
Morde und gegen die Verstrickungen des Staates darin kämpfen sollte – und



zwar Seite an Seite mit migrantischen Menschen! –  gehen vermeintliche
„Linke“ in einer migrantisch geprägten Straße randalieren und greifen das
Gebetshaus  derjenigen  an,  die  in  Leipzig  aber  auch  in  Deutschland  am
meisten von Polizeigewalt, Racial Profiling etc. betroffen sind!

Einmal mehr haben sie unterstrichen, dass Antideutsche, auch wenn sie sich
teilweise innerhalb der Linken bewegen, auf der anderen Seite der Barrikade
stehen.  Bundesweit  fallen  sie  durch  immer  schärfere  Stimmungsmache
gegen arabische und muslimische Menschen auf. Viele ihrer Positionen sind
von  denen  der  AfD  und  anderen  rechten  Organisationen  kaum  zu
unterscheiden.  In den Augen extremer antideutsche Gruppen (siehe z.B.:
http://raccoons.blogsport.de/2016/06/16/das-problem-heisst-islam/)  ist  jeder
Mensch muslimischen Glaubens ein potentieller islamistischer Terrorist oder
Anhänger Erdogans gegen den es die „westliche Zivilisation“ zu verteidigen
gilt.  Diese Aktion muss daher als das verurteilt  werden, was sie ist:  Ein
antimuslimischer und somit rassistischer Angriff.

Podiumsdiskussionen  mit  der
AfD:  Diskutieren  oder
Boykottieren?
von Sani Meier

In  Vorbereitung  auf  die  Bundestagswahlen  im  September  diesen  Jahres
wurden  an  vielen  Schulen  Podiumsdiskussionen  mit  Vertreter_Innen
verschiedener  Parteien organisiert.  Neben SPD,  CDU,  Linke und Grünen
hatten  manche  Schulen  auch  Politiker_Innen  der  rechtsradikalen  AfD
eingeladen.  Viele  Schüler_Innen  fanden  das  zu  Recht  scheiße  und
organisierten Widerstand an ihren Schulen, was eine generelle Debatte zu
der Frage, wie man denn mit der AfD umgehen solle, auslöste. Sollte man mit
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rechten Politiker_Innen diskutieren oder sie ausladen, um ihnen keine Bühne
zu geben? Und vor allem: Wer entscheidet eigentlich darüber?
Von vielen Schulleiter_Innen wurde die Einladung damit begründet, dass die
AfD dieses Jahr zur Wahl antrete und damit als demokratisch legitimierte
Partei Teil des politischen Wettbewerbs sei. Somit hätte Sie wie jede andere
Partei das Recht, ihre Positionen zur Diskussion zu stellen. Man wolle damit
keine Werbung für sie machen, sondern allen Schüler_Innen die Möglichkeit
geben,  sich  mit  deren  Inhalten  auseinanderzusetzen.  Wir  lehnen  diese
Position ganz klar ab.

Nachdem die AfD seit diesem Jahr vom Verfassungsschutz beobachtet wird,
versucht  sie  gezielt,  ihr  bürgerliches  Image  zu  stärken,  um  ihre
rechtsradikale Gesinnung und Verbindungen in die dazugehörige Szene zu
verdecken. Genau mit dieser Strategie verschafft sie sich nun auch Zugang
zu  Schulen  und  versucht,  Jugendliche  für  ihre  menschenverachtenden
Positionen  zu  gewinnen.  Doch  wir  lassen  uns  von  diesem  Schein  nicht
täuschen!
Die AfD ist das Ergebnis des internationalen Rechtsrucks seit der letzten
Finanzkrise 2007/2008 und vertritt eine Politik, die klar rassistisch, sexistisch
und in Teilen sogar antisemitisch ist. Mit ihrem neoliberalen Wahlprogramm
wird sie auch in Anbetracht der momentanen Krise versuchen, die Interessen
der Kapitalist_Innen bestmöglich zu schützen, indem sie die Ausbeutung von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  weiter  verschärft.  Dies  schafft  sie  am
besten,  wenn  sie  deren  Solidarität  zueinander  durch  Rassismus  und
Sexismus zerstört, da dies ihren gemeinsamen Kampf verhindert. Wirft man
einen  Blick  in  ihr  diesjähriges  Wahlprogramm,  so  findet  sich  z.B.  die
Forderung,  dass  Schüler_Innen  in  Zukunft  getrennt  nach  ihrer
Leistungsstärke unterrichtet werden sollen – Spaltung und Konkurrenzdruck
at it’s best. Darüber hinaus wollen sie eine „Abschiebeoffensive“, stärkere
Grenzkontrollen und die Aussetzung des Familiennachzugs für Geflüchtete.
Um  diesen  rassistischen  Bullshit  zu  erkennen,  brauchen  wir  keine
Podiumsdiskussionen  und  je  weniger  Leute  ihn  hören,  desto  besser.

Unsere Schulen gehören uns!

Wir  lassen  uns  nicht  spalten!  Für  Vertreter_Innen  dieser  Politik  ist  an



unseren Schulen kein Platz! Unsere Schulen sind der Ort, an dem wir uns
täglich aufhalten und deshalb müssen sie ein möglichst safer space für alle
sein,  egal  ob  für  Frauen,  migrantische,  queere  oder  muslimische
Schüler_Innen.  In  Anbetracht  der  rassistischen,  sexistischen  und
islamophoben Hetze der AfD ist  es deshalb untragbar,  dieser Zugang zu
unseren  Schulen  zu  geben.  Wenn wir  es  zulassen,  dass  solche  Parteien
einfach ungestört eine Bühne bekommen, sind unsere Schulen keine Orte
mehr, an denen wir sicher lernen können. Wir Schüler_Innen müssen selbst
über  unsere  Bildung  und  deren  Bedingungen  entscheiden  können  und
protestieren deshalb zurecht gegen die Podiumsdiskussionen mit der AfD.
Gemeinsam haben wir in Berlin Kundgebungen und Störaktionen organisiert,
sowie Forderungen an die Schulleitungen gestellt, wodurch wir es geschafft
haben, dass die AfD an einer der Schulen wieder ausgeladen wurde (siehe
dazu auch den Artikel „Revo vor Ort“, in dem wir einen detaillierten Bericht
zu den Aktionen geben). Dieser Erfolg ist der Beweis, dass wir gemeinsam
genug Druck aufbauen können, um solche Entscheidungen mitzubestimmen.
Lasst uns also unsere Schulen aktiv mitgestalten, indem wir uns vernetzen,
linke Schüler_Innenkomitees bilden und Protest organisieren mit dem Ziel,
unsere Schule zu demokratisieren!

Für ein selbstbestimmtes Lernen in Schulen, die nach unseren Bedürfnissen
organisiert sind! Kein Raum für Sexismus, Rassismus, Antisemitismus oder
Islamophobie – kein Raum der AfD!

Podiumsdiskussionen  mit  der
AfD:  Diskutieren  oder

https://onesolutionrevolution.de/podiumsdiskussionen-mit-der-afd-diskutieren-oder-boykottieren/
https://onesolutionrevolution.de/podiumsdiskussionen-mit-der-afd-diskutieren-oder-boykottieren/


Boykottieren?
von Sani Meier

In  Vorbereitung  auf  die  Bundestagswahlen  im  September  diesen  Jahres
wurden  an  vielen  Schulen  Podiumsdiskussionen  mit  Vertreter_Innen
verschiedener  Parteien organisiert.  Neben SPD,  CDU,  Linke und Grünen
hatten  manche  Schulen  auch  Politiker_Innen  der  rechtsradikalen  AfD
eingeladen.  Viele  Schüler_Innen  fanden  das  zu  Recht  scheiße  und
organisierten Widerstand an ihren Schulen, was eine generelle Debatte zu
der Frage, wie man denn mit der AfD umgehen solle, auslöste. Sollte man mit
rechten Politiker_Innen diskutieren oder sie ausladen, um ihnen keine Bühne
zu geben? Und vor allem: Wer entscheidet eigentlich darüber?

Von vielen Schulleiter_Innen wurde die Einladung damit begründet, dass die
AfD dieses Jahr zur Wahl antrete und damit als demokratisch legitimierte
Partei Teil des politischen Wettbewerbs sei. Somit hätte Sie wie jede andere
Partei das Recht, ihre Positionen zur Diskussion zu stellen. Man wolle damit
keine Werbung für sie machen, sondern allen Schüler_Innen die Möglichkeit
geben,  sich  mit  deren  Inhalten  auseinanderzusetzen.  Wir  lehnen  diese
Position ganz klar ab.

Nachdem die AfD seit diesem Jahr vom Verfassungsschutz beobachtet wird,
versucht  sie  gezielt,  ihr  bürgerliches  Image  zu  stärken,  um  ihre
rechtsradikale Gesinnung und Verbindungen in die dazugehörige Szene zu
verdecken. Genau mit dieser Strategie verschafft sie sich nun auch Zugang
zu  Schulen  und  versucht,  Jugendliche  für  ihre  menschenverachtenden
Positionen  zu  gewinnen.  Doch  wir  lassen  uns  von  diesem  Schein  nicht
täuschen!

Die AfD ist das Ergebnis des internationalen Rechtsrucks seit der letzten
Finanzkrise 2007/2008 und vertritt eine Politik, die klar rassistisch, sexistisch
und in Teilen sogar antisemitisch ist. Mit ihrem neoliberalen Wahlprogramm
wird sie auch in Anbetracht der momentanen Krise versuchen, die Interessen
der Kapitalist_Innen bestmöglich zu schützen, indem sie die Ausbeutung von
Arbeiter_Innen  und  Jugendlichen  weiter  verschärft.  Dies  schafft  sie  am
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besten,  wenn  sie  deren  Solidarität  zueinander  durch  Rassismus  und
Sexismus zerstört, da dies ihren gemeinsamen Kampf verhindert. Wirft man
einen  Blick  in  ihr  diesjähriges  Wahlprogramm,  so  findet  sich  z.B.  die
Forderung,  dass  Schüler_Innen  in  Zukunft  getrennt  nach  ihrer
Leistungsstärke unterrichtet werden sollen – Spaltung und Konkurrenzdruck
at it’s best. Darüber hinaus wollen sie eine „Abschiebeoffensive“, stärkere
Grenzkontrollen und die Aussetzung des Familiennachzugs für Geflüchtete.
Um  diesen  rassistischen  Bullshit  zu  erkennen,  brauchen  wir  keine
Podiumsdiskussionen  und  je  weniger  Leute  ihn  hören,  desto  besser.

Unsere Schulen gehören uns!

Wir  lassen  uns  nicht  spalten!  Für  Vertreter_Innen  dieser  Politik  ist  an
unseren Schulen kein Platz! Unsere Schulen sind der Ort, an dem wir uns
täglich aufhalten und deshalb müssen sie ein möglichst safer space für alle
sein,  egal  ob  für  Frauen,  migrantische,  queere  oder  muslimische
Schüler_Innen.  In  Anbetracht  der  rassistischen,  sexistischen  und
islamophoben Hetze der AfD ist  es deshalb untragbar,  dieser Zugang zu
unseren  Schulen  zu  geben.  Wenn wir  es  zulassen,  dass  solche  Parteien
einfach ungestört eine Bühne bekommen, sind unsere Schulen keine Orte
mehr, an denen wir sicher lernen können. Wir Schüler_Innen müssen selbst
über  unsere  Bildung  und  deren  Bedingungen  entscheiden  können  und
protestieren deshalb zurecht gegen die Podiumsdiskussionen mit der AfD.
Gemeinsam haben wir in Berlin Kundgebungen und Störaktionen organisiert,
sowie Forderungen an die Schulleitungen gestellt, wodurch wir es geschafft
haben, dass die AfD an einer der Schulen wieder ausgeladen wurde (siehe
dazu auch den Artikel „Revo vor Ort“, in dem wir einen detaillierten Bericht
zu den Aktionen geben). Dieser Erfolg ist der Beweis, dass wir gemeinsam
genug Druck aufbauen können, um solche Entscheidungen mitzubestimmen.
Lasst uns also unsere Schulen aktiv mitgestalten, indem wir uns vernetzen,
linke Schüler_Innenkomitees bilden und Protest organisieren mit dem Ziel,
unsere Schule zu demokratisieren!

Für ein selbstbestimmtes Lernen in Schulen, die nach unseren Bedürfnissen
organisiert sind! Kein Raum für Sexismus, Rassismus, Antisemitismus oder
Islamophobie – kein Raum der AfD!



Gerechtigkeit Jetzt ! Aber wie ?
Natürlich sind auch wir von REVOLUTION bei der Klimawoche in Berlin vom
20.-29.10. am Start! Seit Jahren versuchen wir einen antikapitalistischen Pol
in FridaysForFuture aufzubauen und sehen in der Klimawoche eine neue
Chance dafür, die linkeren und radikaleren Kräfte der Klimabewegung zu
bündeln.  Ein  wichtiges  Moment  ist  dabei  die  anstehende  Konferenz  der
Visionen.  Unter  dem  Slogan  „Gerechtigkeit  jetzt!“  werden  dort
wohnungspolitische, antirassistische und klimabewegte Initiativen, Gruppen
und Bündnissen zusammenkommen und sich miteinander vernetzen. Auch
wir  werden  vor  Ort  sein,  um  die  Frage  nach  Gerechtigkeit  mit  der
Systemfrage zu verbinden. Es ist das ungleiche Verhältnis zwischen Arbeit
und Kapital, zwischen denjenigen, die sich Mehrwert privat aneignen, und
denjenigen,  die  Mehrwert  global  produzieren  und  dabei  ausgebeutet,
entrechtet,  migrantisiert,  sexualisiert,  vertrieben,  erschossen  oder
entmündigt werden, das die Ursache globaler Ungerechtigkeitsverhältnisse
ist. Gerechtigkeit schaffen bedeutet für uns das zu erkennen und uns als
globale  multiethnische  Arbeiter_innenklasse  zu  begreifen,  die  als  einzige
soziale Kraft dieses ungerechte System aus den Angeln hebeln kann.

Auf der Konferenz der Visionen dürfen wir deshalb nicht auf der Ebene des
Austauschs  und  der  Vernetzung  stehen  bleiben,  sondern  müssen  uns
tatsächlich überlegen, welche gemeinsame linke Perspektive wir der globalen
Dreifachkrise,  aus  Klimakrise,  Coronakrise  und  Wirtschaftskrise
entgegensetzen  können.  Als  einzelne  Bewegungen  können  wir  unsere
Forderungen  nicht  durchsetzen.  Vielmehr  müssen  wir  ein  gemeinsames
Bewusstsein  dafür  entwickeln,  dass  die  Zerstörung  dieses  Planeten,  die
rassistischen Grenzregimes, die Überausbeutung und militärische Zerstörung
abhängiger Länder als auch die Verdrängung aus unseren Wohnungen ihren
Ursprung  in  der  kapitalistischen  Produktionsweise  haben.  Wenn  wir  es
wollen,  kann  diese  Konferenz  den  Startpunkt  einer  internationalen
Bewegung darstellen, die sich aus verschiedensten Kämpfen kommend gegen
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die  globale  Dreifach-Krise  des  Kapitalismus  formiert  und  gemeinsame
Forderungen  aufstellt.  Eine  Bewegung,  in  der  wir  unsere  verschiedenen
Programme und Theorien im gemeinsamen Kampf auf die Probe stellen und
in der wir gemeinsam einen Zustand beenden, in dem wir als entmündigte
Schüler_innen  und  prekarisierte  Arbeiter_innen  die  Kosten  dieser  Krise
zahlen!

Eine  solche  Bewegung  wird  nur  erfolgreich  sein  können,  wenn  sie  den
Anschluss  an  die  gesellschaftliche  Basis  findet.  Während  wir  zum einen
gemeinsam auf der Konferenz diskutieren, müssen wir also zum anderen
unsere Ideen dort hintragen, wo wir uns tagtäglich bewegen, nämlich in
unsere Schulen, Unis und Betriebe. Dort müssen wir Diskussionen anstoßen,
lokale  Probleme  mit  der  Perspektive  einer  globalen  Antikrisenbewegung
verbinden  und  Organisationsstrukturen  aufbauen,  die  als  Basis  der
Bewegung  fungieren.

Könnte rot-gelb-grün eine linke Regierung werden?

Dabei können wir uns nur auf uns selbst, die Erkenntnisse unser kritischen
Analysen und die Stärke unserer Kampferfahrungen verlassen. Denn wenn
wir für globale Gerechtigkeit einstehen, können wir das nicht mit einer rot-
gelb-grünen „Ampelkoaltion“ machen, sondern müssen dies vielmehr gegen
diese durchsetzen.  Die  Sondierungspapiere  zeigen,  dass  den angeblichen
„Fortschritt“,  den  diese  Koalition  schaffen  möchte,  die  Lohnabhängigen
weltweit  bezahlen  sollen.  Uns  wurde  eine  Pflegeoffensive  versprochen,
bekommen  werden  wir  Arbeitszeitverlängerungen  und  privatisierte
Krankenhäuser.  Uns  wurde  auch  eine  Erhöhung  des  Mindestlohns
versprochen, bekommen werden wir eine Minimalerhöhung auf 12 €,  die
noch unter der Inflation und den steigenden Preisen bleibt. Anstelle einer
Einhaltung  des  1,5  Grad-Ziels,  wird  die  deutsche  Wirtschaft  grün
angepinse l t ,  um  s ich  im  in ternat iona len  Wettbewerb  mi t
ressourcenintensiven E-Autos durchzusetzen. Statt durch eine Besteuerung
der Reichen sollen die Kosten milliardenschwerer Investitionspakete durch
Sozialkürzungen  und  eine  neoliberale  Umstrukturierung  der
Rentenversicherung  finanziert  werden.  Ihre  Forderung  nach  einer
bundesweiten  Mietpreisbremse  hat  die  SPD  sowieso  am  ersten



Verhandlungstag  sofort  über  Board  geworfen.

Krankenhausbewegung,  Mieter_inneninitiativen,  Klimaaktivist_innen,  wir
dürfen nicht  erst  auf  die  Angriffe  der  neuen Regierung warten,  sondern
müssen uns selbst ab Tag 1, ab heute, in die Offensive bringen, wenn wir
Schlimmeres verhindern wollen. Auf der Klimakonferenz müssen wir uns also
überlegen, welche Forderungen es gegenüber der neuen Regierung braucht
und wie wir diese gemeinsam durchsetzen können. Dabei muss es zum einen
darum  gehen,  auch  in  die  Gewerkschaften  im  Zuge  der  anstehenden
Tarifverhandlungen eine klassenkämpferische Politik zu tragen. Zum anderen
richten wir uns auch die Jugendorganisationen „Jusos“, „Grüne Jugend“ und
„Linksjugend  solid“.  Brecht  mit  der  rassistischen,  sexistischen  und
arbeiter_innenfeindlichen Politik eurer Parteien, die in der Opposition nur
große Töne spucken und sich sofort den rechten und neoliberalen Kräften
anbiedern, sobald sie im Bund oder Land mitregieren können!

Was schlägt Revo vor?

Als  Anknüpfungspunkt  einer  Debatte  um  eine  internationale
Antikrisenbewegung schlagen wir der Konferenz eine Reihe von Forderungen
vor. Dabei ist es uns wichtig, Forderungen, die konkrete Verbesserungen im
Hier  und  Jetzt  erzielen,  mit  Forderungen,  welche  die  kapitalistische
Produktionsweise  gänzlich  in  Frage  stellen  und  letztlich  überwinden,  zu
verknüpfen.

Ein globales System der Überausbeutung von abhängigen Ländern durch
imperialistische  Länder  hält  Milliarden  Menschen  in  künstlich  erzeugter
Armut. Um die Extraprofite der Monopolkonzerne abzusichern, wurde die
koloniale  Beherrschung  durch  ein  differenzierteres  System  der
ökonomischen Abhängigkeit, militärischen Intervention und diplomatischen
Unterordnung  ersetzt.  Ausbeutung,  Krieg  und  Klimakrise  zwingen  heute
Millionen von Menschen zur Flucht und es werden mehr.

Für  die  Erlassung  aller  Schulden  von  abhängigen  Ländern  und
internationale Produktionsstandards, kontrolliert durch Organe der
Arbeiter_innenbewegung!



Für offene Grenzen und sichere Fluchtwege!
Staatsbürger_innenrechte für Alle
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!
Dezentrale Unterbringung in dafür enteignetem und frei wählbarem
Wohnraum!

Wo soll der Wohnraum herkommen? Kein Problem, Leerstand gibt es genug!
Immobilien sind ein gutes Anlagekapital und so wird mit unseren Wohnungen
spekuliert, werden Preise in die Höhe getrieben. Obdachlosenzahlen steigen,
Menschen werden an die Ränder der Stadt gentrifiziert. Jugendliche, die von
zu  Hause  ausziehen  wollen,  werden  an  ihre  Familien  gefesselt  und
bezahlbarer Wohnraum ist kaum noch zu haben. Der Berliner Volksentscheid
„Deutsche Wohnen und Co. enteignen“ hat bereits bewiesen, dass sich eine
Mehrheit  von  Menschen  für  die  Vergesel lschaftung  großer
Immobilienkonzerne  gewinnen  lässt.  Es  liegt  nun  uns  einen  faulen
Kompromiss mit dem Berliner Senat zu verhindern und für eine bundesweite
Ausweitung der Initiative zu kämpfen.

Kollektiv  organisierte Mietboykotte und politische Streiks,  um die
Enteignung zu erzwingen!
Wohnraum für Alle, bezahlbar und in gutem Zustand!
Immobilienkonzerne  entschädigungslos  enteignen  und  unter
Selbstverwaltung durch Mieter_Innen stellen.

Nicht nur die Frage, wer migrantisiert wird und wer keine Wohnung findet,
hat einen Klassencharakter. Auch wer den Großteil der Zerstörung unseres
Planten  zu  verantworten  hat!  So  produzieren  allein  100  Konzerne
produzieren  70%  der  weltweiten  Emissionen.  Wir  fordern:

Schnellst  möglicher  Kohleausstieg!  Energiekonzerne,  die  nicht
gewillt  sind auf eine sozial  und umweltverträgliche Produktion zu
wechseln müssen enteignet werden!

Konzerne  die  sich  jahrelang  an  der  Umweltzerstörung bereichert
haben,  müssen  für  den  Schaden  aufkommen!  Investition  in  die
Forschung und Aufbau von wirklich umweltfreundlicher Produktion,
in  Rena tura l i s i e rung ,  ec t .  durch  Bes teuerung  der



Klimakillerkonzerne!
Kostenlose Umschulungsprogramme und Erschließung neuer Jobs für
Menschen  deren  Branche  wegfallen  und  Menschen  die  bereits
arbeitslos  sind!

Die Probleme, mit denen wir uns schon seit der Einschulung herumschlagen
mussten, die aus diesem scheiß System kommen, das das Geld lieber in die
Rüstung als in die Bildung steckt, diese Probleme sind seit Corona nochmal
viel deutlicher zu Tage getreten. Wir fordern:

Kleinere  Klassen  und  dafür  mehr  Lehrpersonal  und  mehr
sozialpädagogische und psychologische Fachkräfte!
Kostenlose digitale Endgeräte und Lehrmittelfreiheit!
Gleiche  Mitbestimmungsrechte  bei  den  Lehrplänen  und  beim
Unterrichtsstoff durch gewählte Organe von uns Schüler_innen!

Protest  und  Widerstand  gegen
die  Räumung  der  Köpi-
Wagenburg
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/16/protest-und-widerstand-gegen-die-
raeumung-der-koepi-wagenburg/

Jan Hektik, Infomail 1167, 16. Oktober 2021

Giffey  und  Geisel  sind  schockiert  ob  der  Gewalt.  Gemeint  sind  damit
natürlich nicht die fast 2.000 Bullen, die den Wagenplatz unter Einsatz von
Räumpanzern und anderem Gerät räumten, die dutzende Demonstrant_Innen
und  Protestierende  seit  den  Morgenstunden  festnahmen  und  das
Räumungsurteil  am  15.  Oktober  durchsetzten.
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Schließlich handelten diese ja nach den geplatzten Verhandlungen mit der
(kommunalen)  Wohnungsbaugesellschaft  Howoge  rechtens,  also  aufgrund
eines Räumungsurteils. Schließlich will sie das Gelände neben der Köpi für
ihre Profitinteressen nutzen –  und die darauf  stehende Wagenburg muss
dafür samt allen Bewohner_Innen weichen.

Gegen  die  Umsetzung  dieses  gerichtlichen  Entscheides  hatten  sich
Bewohner_Innen und Unterstützer_Innen verbarrikadiert  oder an Bäumen
angekettet.  Bereits  am frühen Morgen versammelten sich einige hundert
Menschen, um dies zu verhindern bzw. dagegen zu demonstrieren.

Eine Verhinderung der Räumung war angesichts der Abriegelung ganzer
Straßenzüge um die Köpenicker Straße und des massiven Polizeiaufgebots
von  2.000  Einsatzkräften  plus  Fuhrpark  wohl  nicht  zu  erwarten.  Die
bürgerliche Presse, die Polizei und Leute wie Giffey und Geisel stilisieren
jedoch schon das Befestigen von Zäunen, Anketten und das Nicht-Freiwillig-
Gehen zum gewaltsamen Angriff. Dabei wird unter den Teppich gekehrt, wie
weit mittlerweile die Straftat Widerstand gegen Vollstreckungsbeamt_Innen
gefasst  werden  kann.  So  kann  die  Weigerung  wegzugehen  bereits  eine
Straftat  darstellen.  Gleichzeitig  wird  dabei  natürlich  auch unterschlagen,
dass  es  wohl  kaum  verwunderlich  ist,  wenn  sich  Menschen,  die  mit
Räumpanzern, Schlagstöcken und Pfefferspray aus ihrem Zuhause vertrieben
werden, dagegen zur Wehr setzen.

In  Wirklichkeit  werden  diese  gewaltsam vertrieben  und  zu  Obdachlosen
gemacht – in der schönen Welt der Polizei, der Presse und des scheidenden
und wohl auch zukünftigen Senats werden diese Verhältnisse aber auf den
Kopf gestellt.

Das trifft natürlich auch auf die Solidaritätsdemonstration am Abend des 15.
Oktober zu. Gegen 20 Uhr versammelten sich da mehrere tausend Menschen
– selbst die Bullen sprachen von 7.000 bis 8.000 – zur wahrscheinlich größten
Demonstration  der  autonomen  Szene  in  Berlin.  Die  Polizei  redete  von
äußerster Aggressivität. Tatsächlich waren die Menschen natürlich wütend
und empört – zu Recht. Angesichts der Brisanz der Situation, in Anbetracht
der Größe und des versammelten politischen Spektrums, das über die Szene



hinausging,  waren  die  Empörung  und  der  kämpferische  Charakter  der
Demonstration wohl nicht verwunderlich.

Die Presse stilisierte jedoch den „Kontrollverlust“ der Polizei gezielt hoch,
einen  „Kontrollverlust“,  der  sich  darauf  beschränkt,  nicht  alle
Sachbeschädigungen  verhindert  zu  haben.

Rolle des Senats
In  Wirklichkeit  geht  der  scheidende  Senat,  getrieben  von  der
Immobilienlobby und ihren Frontleuten im Innensenat, seit Jahren gegen die
noch vorhandenen besetzen Häuser systematisch vor. Der Linkspartei, der
SPD-Linken und auch den Grünen gefällt das zwar nicht – aber gegen Geisel
vorgehen tun sie nicht. Dabei ist diese Räumung nur das neueste Glied in
einer  Kette  von  Wegnahmen  linker  Freiräume  durch  den  rot-rot-grünen
Senat. Nach der Liebig34, dem Syndikat, der Meuterei und Potse/Drugstore
erkennt  selbst  ein/e  Blinde/r  einen  systematischen  Angriff.  Wer  dann
zusammenhanglos  die  daraufhin  entstehenden  Proteste  und  die  Wut  als
„Angriff  auf  den  Rechtsstaat“  und  „blinde  Zerstörungswut“  (Geisel)
bezeichnet,  verdreht  die  tatsächlichen  Verhältnisse  auf  geradezu
widerwärtige  Art.

Sicherlich  sollte  niemand  der  Illusion  anhängen,  dass  die  autonomen
Taktiken  das  Kräfteverhältnis  drehen  können.  Natürlich  werden  auch
zerschlagene Glasscheiben dem Senat wenig anhaben können. Gegen die
Angriffe  des  bürgerl ichen  Staates  können  noch  so  mil itante
Szenedemonstrationen  letztlich  wenig  bis  nichts  ausrichten.

Die Stilisierung der Proteste, einzelner zerbrochener Scheiben oder gar von
Bengalos bei den Demos zum „Gewaltexzess“ hat nicht nur nichts mit der
Realität zu tun, sie soll vor allem den Boden für eine weitere Verschärfung
von  Polizeigesetzen,  für  noch  mehr  Überwachung  und  brutalere
Durchsetzung des Rechts der Immobilienhaie bereiten. Gegen diese Hetze
und Verleumdung ist Solidarität nötig und angesagt mit allen, die gegen die
Räumung Widerstand geleistet haben und weiter leisten werden.



Wer zu den wirklichen Angriffen des Staates schweigt, erledigt letztlich den
Job  der  Wohnungskonzerne,  von  AfD,  FDP  und  CDU  und  der
Scharfmacher_Innen im alten und wohl auch zukünftigen Senat. Während
Giffey und Geisel gegen die Besetzer_Innen – und damit letztlich gegen alle,
die von Räumungen bedroht sind – hetzen, halten Grüne und vor allem auch
die Linkspartei die Füße still.

Es ist schon bezeichnend, dass ausgerechnet am 15. Oktober, dem Tag der
Räumung der Köpi-Wagenburg, SPD, Grüne und Linkspartei bekanntgaben,
gemeinsam in Koalitionsverhandlungen zu treten. Für die Mieter_Innen und
für die Hausbesetzer_Innen verheißt das nichts Gutes. So sollen die Polizei
aufgerüstet  und  die  Videoüberwachung  öffentlicher  Plätze  ausgeweitet
werden.  Die  Enteignung  der  Immobilienkonzerne  soll  hingegen  auf  eine
Expert_Innenrunde verwiesen, also auf die lange Bank geschoben werden.
Obwohl 57,6 % für die Enteignung von Deutsche Wohnen und Co. gestimmt
haben, will der zukünftige Senat das Mehrheitsvotum weiter ignorieren. So
sieht die rot-grün-rote Demokratie aus!

Doch die Tausende, die in Solidarität mit der Köpi-Wagenburg auf die Straße
gingen, die in der Enteignungsbewegung aktiv geworden sind und die mehr
als  eine  Million  Ja-Stimmen  beim  Volksentscheid  zeigen  auch,  dass  der
zukünftige Senat nicht einfach durchregieren wird können. Sie zeigen, dass
das  Potential  für  eine  Massenbewegung  von  Mieter_Innen  und
Besetzer_Innen, die Gewinnung von Hunderttausenden Mieter_Innen, für die
Aktivierung der Mitglieder von Mieter_Innenvereinen, Gewerkschaften wie
auch der Basis der Senatsparteien existiert.

Solidarität  mit  dem  Widerstand  und  allen  von  Repression
Betroffenen!
Enteignet die Immobilienhaie!



Deutsche  Wohnen  &  Co.
enteignen  –  Wie  muss  es  jetzt
weitergehen?
Dieser Artikel ist eine gekürzte Fassung. Den gesamten Text findet ihr unter:
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/10/04/volksentscheid-deutsche-wohnen-u
nd-co-enteignen-jetzt/

Von Tomasz Jaroslaw und Felix Ruga

Der Volksentscheid „Deutsche Wohnen & Co. Enteignen“ (DWe) war auch in
seiner dritten Phase ein voller Erfolg. 56,4 %, in absoluten Zahlen 1.034.709
Wahlberechtigte, stimmten beim Volksentscheid am 26. September mit Ja.
Eine Mehrheit für Enteignungen großer Wohnungskonzerne!

Der Erfolg ist umso bemerkenswerter, als er gegen die vielfältigen politisch
motivierten  Blockadeaktionen,  Halbwahrheiten  und  Irreführungen  des
bürgerlichen Staates, von Parteien und Medien, der Immobilienlobby und
auch der SPD-Führung und der Wohnungsgenossenschaften errungen wurde.

Mit  diesem  Ergebnis  ist  nun  der  Senat  beauftragt,  alle  erforderlichen
Maßnahmen  zu  ergreifen,  um  große  private  Immobilienkonzerne  auf
Grundlage des  Artikels  15 Grundgesetz  zu vergesellschaften.  Auch wenn
dieser Beschluss im Gegensatz zum Gesetzesvolksentscheid rechtlich nicht
bindend ist,  ist  der  politische Druck aufgrund dieses  klaren Ergebnisses
enorm. Schließlich hat die Initiative mehr Stimmen hinter sich vereinigt als
jede einzelne Partei oder jeder Zweiparteienblock.

Was wird der Senat tun?

Logisch ist, dass für CDU, FDP und AfD als rechte bürgerliche Parteien keine
Enteignungen  in  Frage  kommen.  Die  Linke  ist  klar  dafür,  die  Grünen
bezeichnen es als „letztes Mittel“. Franziska Giffey, Spitzenkandidatin und
zukünftige Bürgermeisterin Berlins von der SPD mit enger Verbindung zur
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Immobilienwirtschaft, lehnt die Enteignung ab. Vor der Wahl definierte sie
dies noch als „rote Linie“. Jetzt verspricht sie, das demokratische Votum „zu
respektieren“, damit „verantwortungsvoll“ umzugehen. Sie sagt ferner „Aber
dieser Entwurf muss dann eben auch verfassungsrechtlich geprüft werden“.

Aus  diesen  Aussagen  wird  deutlich,  dass  der  überwältigende  Sieg  des
Volksentscheides die bisherigen Regierungspartien unter Druck setzt. Aber
klar ist auch, dass Giffey alles dafür tun wird, eine Umsetzung abzuwehren,
indem entweder gerichtlich festgestellt wird, dass diese unverhältnismäßig
ist  oder  Koalitionspartner_Innen  ausgesucht  werden,  mit  denen  jede
Gesetzesinitiative in diese Richtung im Keim erstickt  wird.  Dass sie ihre
Sondierungsteam nur mit Vertreter_Innen des rechten Parteiflügels besetzt,
zeigt schon ihr Abwenden von R2G. Der schwarze Peter wäre dann bequem
an  bürgerliche  Gerichte  oder  offen  ablehnende  bürgerliche  Parteien
weitergereicht. Die SPD wäre, jedenfalls Giffeys Kalkül zufolge, fein raus und
bräuchte selbst nicht eine Millionen Wähler_Innen zu betrügen.

Was ist zu tun?

Was wir nun brauchen, ist eine „vierte“ Phase, in der wir den Druck auf das
Abgeordnetenhaus bis  zur  erfolgreichen Umsetzung aufrechterhalten und
parallel die Mieter_Innenbewegung organisieren.

Denn viele haben für den Volksentscheid gestimmt, mit der Hoffnung, dass
ein Rot-Grün-Roter-Senat diesen Beschluss auch umsetzt. Wir lehnen eine
Koalition der Linkspartei mit den offen bürgerlichen Grünen ab. Sollte sie
jedoch  a ls  e inz ige  Unterstützer in  des  Volksentscheids  in
Koalitionsverhandlungen eintreten, so muss von ihr gefordert werden, die
Umsetzung dieser demokratischen Entscheidung zu einer Bedingung einer
Koalition  machen.  Selbst  darauf  sollte  sich  freilich  niemand  verlassen,
schließlich hat die Partei auch in den letzten Jahren die Blockadepolitik der
SPD-Senator_Innen  gegenüber  dem  Volksbegehren  im  Interesse  des
Koalitionsfriedens  geduldet.

DWe muss daher weiter massiv Druck auf die Abgeordneten ausüben, ohne
Wenn und Aber den Volksentscheid umzusetzen. Zugleich darf es sich darauf



keineswegs verlassen. Richtig erklärte Rouzbeh Taheri von DWe dazu: „Wir
akzeptieren weder Hinhaltestrategien noch Abfangversuche. Wir kennen alle
Tricks“. Natürlich bedeutet die Lage auch, dass eine Reihe von taktischen
Fragen erwogen werden muss, wie dieser Druck erhöht werden kann.

Klar ist also: Am 26. September haben wir einen wichtigen Teilsieg errungen.
Der Kampf muss jetzt weitergeführt, ja zugespitzt werden. Dazu schlagen wir
vor:

Die  Kiezteams  sollen  ihre  Arbeit  als  Rückgrat  der  Kampagne1.
fortsetzen,  Mieter_Innen im Stadtteil  organisieren und Keime der
zukünftigen  Mieter_Innenräte  nicht  erst  per  erhofftes
Vergesellschaftungsgesetz  von  oben,  sondern  in  der  kommenden
Phase von unten aufbauen.
Die  Vernetzung  mit  Betriebs-  und  Gewerkschaftskämpfen  wird2.
ausgebaut  und  DWe  bei  Treffen  von  Betriebsgruppe,  bei
Infoveranstaltungen  und  Vollversammlungen  eingeladen  und  für
Vergesel lschaftung  eintreten,  um  die  Grundlage  für
Massenmobilisierung  und  politische  Streiks  vorzubereiten.
In  Kooperation  mit  DWe,  Mieter_Inneninitiativen,  -verein  und  -3.
gewerkschaft müssen eine Auseinandersetzung zur Umwandlung der
Massenorganisationen der Mietenden der Stadt  geführt  und neue
aktive Mitglieder für diese gewonnen werden. Wenn in einem Haus,
Straßenzug oder Unternehmen ein ausreichender Organisationsgrad
erreicht  ist  (50%),  sind  kollektive  Mietboykotte  für  ein
Vergesellschaftungsgesetz  durchzuführen.  Warum  sollten  wir  den
Enteignungskandidat_Innen auch nur einen weiteren Cent zahlen?
Die gigantische Ausstrahlung von DWe birgt das Potenzial, für einen4.
bundesweiten Mietendeckel zu kämpfen. Wir brauchen daher eine
vorzugsweise  bundesweite  Aktionskonferenz,  die  sowohl  die
Perspektive aus dem Resultat des Volksentscheids diskutiert als auch
Maßnahmen zum Mietendeckel bestimmt.



Wie  kommen  wir  zu  einer
Bildungsbewegung?  Ein
Backrezept
„SCHOOL KILLS  ARTISTS”  steht  an  einer  Wand  in  Berlin.  Die  meisten
würden das sicherlich so unterschreiben und hätten ebenso sicherlich noch
unzählige  weitere  Gründe hinzuzufügen,  warum das  Bildungssystem hier
wirklich  scheiße  ist.  Leistungsdruck,  Verwertungszwang,  unbändige
Konkurrenz  und  giftiges  Lernklima,  dazu  rassistische,  sexistische,
queerfeindliche Unterrichtsinhalte und ideologische Erziehung. Man könnte
diese  Liste  ewig  weiter  führen,  und  in  unserer  Broschüre  “Schule  im
Kapitalismus” haben wir sie auch noch ein wenig weitergeführt, sowie mit
e i n e r  A n a l y s e  e r g ä n z t  w a s  e i g e n t l i c h  d a h i n t e r  s t e h t :
http://onesolutionrevolution.de/schularbeitsbroschuere/  .

Dass die  Regierung das Bildungssystem zu unseren Gunsten reformieren
wird,  daran  können  wir  leider  spätestens  seit  G8  nicht  mehr  glauben,
anscheinend  handelt  sie  nämlich  nach  anderen  Interessen  als  nach  den
unseren. Wir müssen die Sache also selber in die Hand nehmen. Klar ist, dass
wir dabei als Kollektiv vorgehen müssen, denn alleine besteht man ja oft
nicht einmal gegen einen einzelnen Lehrer, gegen den man sich auflehnt.
Daher müssen wir uns organisieren und zusammentun, mit einem Appell: Wir
brauchen eine Bildungsbewegung!

Was ist eine Bewegung?

Wenn man politisch aktiv ist, dann kommt es einem manchmal so vor als
käme man immer nur in ganz kleinen Mäuseschritten voran und so wird man,
da  Rückschläge  und  Krisen  stets  bevorstehen,  niemals  zu  einer  freien
Gesellschaft kommen. Dann ändern sich die Zeiten aber plötzlich und eh man
sich versieht sind Millionen von Jugendlichen für Klimagerechtigkeit auf der
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Straße.

Das liegt daran, dass die Probleme und Widersprüche in diesem System zwar
permanent existieren, uns allen aber ein Bewusstsein anerzogen wird, das
diese Probleme ignoriert oder sie als unüberwindbare Tatsachen, die man zu
akzeptieren hat, darstellt.  Wenn jedoch beispielsweise Krisen ausbrechen,
werden die Widersprüche derart zugespitzt, dass es für viele unmöglich wird,
sie noch weiter zu ignorieren oder zu akzeptieren. In solchen Situationen
sprechen wir von einer Bewegung, und Fridays for Future ist eigentlich ein
gutes  Beispiel  dafür.  Aber  nicht  nur  die  Umwelt  kann  Massen  an
Jugendlichen  mobilisieren:  Vor  gut  10  Jahren  gab  es  auch  in  der
Bildungsfrage eine große Bewegung in Deutschland (für Ungläubige hat die
f a z  e i n  p a a r  B i l d e r  g e k n i p s t ,  h t t p s : / /
www.faz.net/aktuell/gesellschaft/schuelerprotestebildungsblockadeneinreisse
n1731268.html, Seite 9 für den RevoBlock :D), die nicht nur in der Größe
ihrer Mobilisierungen beeindruckend war, sondern auch was die Radikalität
ihrer Forderungen und den Grad der Organisierung anging.

Erst mit einer Bewegung können überhaupt Forderungen auch umgesetzt
werden, andernfalls bleiben sie ungehörte Appelle. Natürlich werden auch
einer Bewegung nicht  immer alle  Wünsche vom Weihnachtsmann erfüllt.
Wenn  strategische  Fehler  gemacht  werden,  kann  die  Dynamik  einer
Bewegung auch wieder verebben, ohne dass sich wirklich etwas geändert
hat,  auch das haben wir bei FFF gesehen. Es werden zwar Leute in die
Aktivität gezogen, dass dann die richtige Strategie entwickelt wird ist aber
kein Automatismus, sondern bedarf einer bewussten Auseinandersetzung auf
der Grundlage von Kritik und Propagandafreiheit. Hier einzugreifen, darin
besteht die Aufgabe von Revolutionär_Innen. Die Bewegung selbst ist also
nicht hinreichend für Veränderung, notwendig ist sie aber in jedem Fall.

Erste Zutat: Gesellschaftliche Dynamik und Relevanz

Wenn für eine Sache Massen aktiv werden sollen, dann muss diese Sache
überhaupt  erst  einmal  präsent  sein  in  den  Köpfen  der  Massen.  In  der
Klimafrage war das nicht so schwer, da kaum jemand ernst zu nehmendes
noch  bestreitet,  dass  die  kommenden  Generationen  von  Katastrophen



überrollt werden, wenn die Zerstörung unserer Lebensgrundlage weiter so
fortschreitet wie bisher und die Frage wird mittlerweile auch in der Schule
immer  ausführlicher  behandelt.  Für  Kritik  am Bildungssystem ist  in  der
Schule zwar nicht so viel Raum, dafür hat aber die Coronakrise Probleme wie
überfüllte  Klassen,  Lehrkräftemangel,  räudige  Schulklos  und  Gebäude,
Prüfungszwang und Unterfinanzierung unleugbar ins Licht gezerrt. Ebenso
ist  der  Online-Unterricht  für  Viele  unerträglich.  Das  Potential,  um  eine
Bildungsbewegung aufzubauen, ist also vorhanden.

Zweite  Zutat:  Mobilisierungen  und  Druck  auf  [‘solid],  JuSos  und  die
Gewerkschaften/jugenden

Aktionstage #fürgerechteBildung sind eine sehr gute Idee.  Man hat eine
konkrete  Aktion,  zu  der  man  die  Schüler_Innen  mobilisieren  kann.  Die
Mobilisierung dient außerdem immer als Gelegenheit zur Vernetzung und
Diskussion,  sowie  als  Gradmesser  der  eigenen Stärke.  Während wir  von
Schule zu Schule gehen, plakatieren, flyern und unzählige Diskussion führen,
die Missstände immer wieder aufs Neue erklären, sollten wir aber eins nicht
vergessen: Es gibt bereits eine große Anzahl an Jugendlichen, die erkannt
haben, dass sich etwas ändern muss und sich daher einer Jugendorganisation
angeschlossen  haben,  welche  sich  diese  Veränderung  auf  die  Fahnen
schreibt.  Allein  [‘solid]  und  die  JuSos  haben  zusammen  knapp  100.000
Mitglieder.  Und  beide  Gruppen  haben  in  Sonntagsreden  durchaus  den
Anspruch  formuliert  sich  für  eine  bessere  Bildung  im  Sinne  der
Schüler_Innen einzusetzen,  wie  auch SPD und Linkspartei  den Anspruch
haben das Interesse der Lohnarbeiter_Innen zu vertreten. Das Problem ist
nur,  die  Führungen  dieser  reformistischen  Organisationen  haben  kein
Interesse daran ihre Mitgliedschaft wirklich zu mobilisieren. Für sie geht es
an  erster  Stelle  nicht  selten  darum  die  eigene  Karriere  in  der  Partei
voranzutreiben, um es sich selbst später einmal nett einzurichten, während
man hauptberuflich faule Kompromisse mit den Herrschenden aushandelt.
Ganz  ähnlich  gestaltet  es  sich  bei  Berufsschulen  und  Unis  den  meisten
Gewerkschaften  bzw.  Gewerkschaftsjugenden,  die  ja  ganz  öffentlich  zur
Sozialpartner_Innenschaft  und zu rein  ökonomischen Streiks,  ohne deren
politische Hintergründe zu beachten, aufrufen. All das ändert aber nichts



daran, dass ihre Basis unter den gleichen Missständen leidet wie wir und
diese  auch  sehen  kann.  Wenn  wir  es  also  schaffen  durch  unsere
Mobilisierung, und z.B. durch öffentliche Aufrufe, diese Basis in Bewegung
zu bringen, so ist auch die Führung zur Handlung gezwungen, will sie nicht
ihr noch verbliebenes bisschen Legitimität verspielen. Das Selbe gilt bei der
Ausweitung an die  Unis  bzw.  Berufsschulen ebenso für  den SDS und in
geringerem  Maße  für  die  SDAJ  (Jugendorganisation  der  DKP  (Deutsche
kommunistische  Partei,  entgegen  des  Namen  eher  programmatisch
reformistisch),  die auch mal ihre paar hundert Mitglieder auf die Straße
bringen könnte.

Dritte Zutat: Verankerung an den Schulen

Ein Fehler, der nicht nur bei FFF, sondern immer wieder gemacht wird: Man
holt die Leute für den Aktivismus aus der Schule heraus und bringt sie auf
die Straße, in Plena, in Freiräume. Diese Tendenz ist sehr gut verständlich,
da  man  ja  nicht  ohne  Grund  abgefuckt  ist  von  der  Schule  und  die
Mitschüler_innen auch nicht immer nur cool sind. Trotzdem ist die Schule
der Ort, an dem wir alle tagtäglich gezwungen sind anwesend zu sein, sie ist
das unfreiwillige Zentrum unseres Lebens, würde es nicht Sinn ergeben sie
auch  zum Zentrum unseres  Aktivismus  zu  machen?  Es  geht  dabei  auch
darum den Alltag zu politisieren, nur so können wirkliche Massen in Aktion
gebracht werden. So eine Verankerung wirkt außerdem langfristiger über
einzelne  Kampagnen  hinaus  und  kann  die  Keimzelle  für  demokratische
Entscheidungsstrukturen  sein.  Für  den  Aufbau  einer  kleinen  linken
Schulgruppe gibt es viele Ansatzpunkte zum Beispiel: Mobilisierung für eine
Aktion, Flyern, Diskussionsveranstaltung, Vollversammlung einberufen, die
SV als Podium nutzen… (ein detaillierter Leitfaden steht in o.a. Broschüre)

Und  ab  in  den  Ofen  und  anheizen:  Schulterschluss  mit  der
Arbeiter_Innenklasse  und  Antikapitalismus

Spätestens bei der Finanzierungsfrage wird klar, dass wir den Kampf nicht
ganz  ohne  Verbündete  gewinnen  können.  Sie  fal len  uns  aber
glücklicherweise  in  den  Schoß.  Beispielsweise  sind  die  Lehrer_Innen  in
ähnlichem Maße wie wir Opfer der schlechten Corona-Politik, sie können,



obwohl es manche_r Politiker_In nie geahnt hätte,  nämlich auch an dem
Virus  sterben.  Wenn  man  sich  auch  die  Unabhängigkeit  von  den
Lehrer_Innen  bewahren  sollte,  kann  es  sich  also  schon  lohnen,  z.B.
vorzuschlagen, dass man als Exkursion mit der ganzen Klasse/dem Kurs zum
Aktionstag geht. Und gegenüber der Lehrer_Innengewerkschaft GEW sollten
wir  analog  zum  Punkt  2  handeln.  Ein  bisschen  allgemeiner  liegt  eine
gerechte  Bildung  eigentlich  auch  im  Interesse  der  gesamten
Arbeiter_Innenklasse,  denn  nur  so  können  mündige  und  selbstbestimmte
Menschen  erzogen  werden,  wir  sollten  diese  Verbindung  aber  selbst
herstellen,  z.B.  indem  wir  Forderungen  für  die  gesamte  Klasse  mit
aufgreifen. Uns ist klar, dass es diesen Schulterschluss langfristig auch von
unserer  Seite  braucht,  denn  eine  wirkliche  gerechte  Bildung  ohne
Leistungsdruck, Konkurrenz, Unterfinanzierung von Bildung und Erziehung
zu verwertbaren Untertanen des Kapitals ist im Kapitalismus nicht möglich.
Deswegen  ist  es  auch  wichtig  uns  als  Schüler_Innen  mit  der
Arbeiter_Innenklasse  international  zu  vernetzen  und  einen  gemeinsamen
Kampf  gegen  den  Kapitalismus,  als  Grundlage  für  Ausbeutung  und
Jugendunterdrückung  zu  führen.

Servieren: Kurzes Abschlussplädoyer

Lasst uns nicht nur abstrakt kleine Aktionen vor Ort organisieren.  Diese
bleiben meist klein und führen eher zu Desillusionierung als zur Revolution.
Lasst  uns  die  Aktionen  stattdessen  aktiv  ausweiten,  um  eine
Bildungsbewegung aufzubauen, die auf der Grundlage von Antirassismus,
Antisexismus,  Antikapitalismus  und  den  anderen  Errungenschaften  der
Arbeiter_Innenklasse  mit  aller  Kraft  #fürgerechteBildung  kämpft!

Lokführer_Innenstreik:  Wer  ist
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schuld, wenn meine Bahn nicht
kommt?!
Von Lars Keller

Gründe, warum wir auf
dem Bahnsteig stehen und vergeblich auf unseren Regio oder die S-Bahn
warten, gibt‘s ja viele. Mal sind es die ominösen Verzögerungen
im Betriebsablauf, mal ist der Zug kaputt, dann eine Weiche oder es
fehlt einfach an Personal, also an Lokführer_Innen. Das ist alles
nichts Neues, bei einer Bahn, die als Erstes Gewinn machen soll und
erst als Zweites gut funktionieren soll. Personal ausbilden, Signale
schnell entstören, Züge rechtzeitig reparieren, das alles kostet
und bringt keinen Gewinn. Also schauen wir auf die Anzeigetafel und
ärgern uns: „Heute ca. 15 Minuten später.“ oder gleich „Zug
fällt aus.“. Übrigens gilt für die Deutsche Bahn ein
ausgefallener Zug nicht als verspätet…so kann man sich die eigene
Zuverlässigkeit natürlich auch schön rechnen.

Demnächst kann es
allerdings sein, dass wir auf dem Bahnsteig stehen, der Zug nicht
kommt und der Blick auf die Anzeigetafel uns verrät:
„+++GDL-Streik+++Zug fällt aus+++“. Vielleicht ist dir genau das
auch schon passiert, entweder, weil du beim letzten großen
Lokführer_Innenstreik 2015 auch schon betroffen warst oder weil neue
Streiks stattgefunden haben, seitdem wir die Zeitung gedruckt haben.
Das ärgert dich vielleicht, und du fragst dich:

Warum streiken die denn? Und das auch noch ausgerechnet jetzt!

Die Gewerkschaft
Deutscher Lokomotivführer (GDL) verhandelt mit der Deutschen Bahn
(DB) derzeit um einen neuen Tarifvertrag, also darüber, wie viel
Lokführer_Innen und andere Arbeiter_Innen bei der Bahn demnächst
verdienen sollen, wie viel sie arbeiten müssen und noch vieles mehr.
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Bisher wird darüber nur im Hinterzimmer zwischen GDL und DB
verhandelt (öffentlich wäre natürlich besser), aber wenn sich aus
den Bossen der Bahn kein gutes Angebot heraushandeln lässt, kann die
GDL versuchen, durch Streiks mehr Druck zu machen.

Die Forderungen der GDL
solltest du auf jeden Fall unterstützen. Warum? Es geht z.B. um 4,8
% mehr Lohn, was dringend nötig ist, wenn wir uns anschauen, wie
Mieten explodieren oder Lebensmittelpreise steigen. Außerdem soll‘s
eine Coronaprämie von 1300 Euro geben für die, die während der
Krise den Schienenverkehr aufrecht gehalten haben, damit Menschen
ohne Auto auch weiterhin zur Arbeit kommen konnten.

Die Deutsche Bahn wirft
der GDL vor, dass sie mit ihren Forderungen die Verkehrswende
aufhalte. Aber das Gegenteil ist der Fall! Wer einen guten
Schienenverkehr will, braucht auch gut bezahlte Zugbegleiter_Innen
und Lokführer_Innen! Nicht die Lokführer_Innen sind es, die die
Verkehrswende ausbremsen, sondern die Deutsche Bahn AG und der
deutsche Staat sind es. Beweis? In den letzten 25 Jahren wurden in
Deutschland 6000 km Gleise abgebaut und ungefähr genauso viele
Bundesstraßen und Autobahnen gebaut, außerdem wurden Tausende Jobs
gestrichen und die Arbeitsbedingungen der Lokführer_Innen wurden um
einiges schlechter.

Klingt ja, als würden
die alles richtig machen?!

Naja, nein. Die
Forderungen der GDL sind schon richtig, aber das heißt nicht, dass
sie alles richtig machen. Beispielsweise tat die GDL bei vergangenen
Streiks wenig dafür, die Fahrgäste miteinzubeziehen und das, obwohl
es von allen Seiten die widerlichste Hetze hagelte, vor allem aus
jenen dreckigen Fingern der BILD-Zeitungsredaktion. Das wird sicher
wieder passieren.



Die GDL könnte auf die
Fahrgäste zugehen, indem in einer ersten Stufe des Streiks
Lokführer_Innen die Züge zwar weiterfahren, aber angekündigt keine
Ticketkontrollen mehr durchführen (ein indirekter Aufruf zum
kostenlosen ICE fahren). Oder dass der Fokus des Streiks auf den
Güterverkehr gesetzt wird, was bei den deutschen Autoindustrien und
anderen Großindustrien schnell zu derart großen wirtschaftlichen
Problemen führen würde, dass ein großer Druck auf die
Bundesregierung und den Staat als Eigentümer der Deutschen Bahn
daraus hervorgehen würde. Am Ende ist aber natürlich auch ein
Streik im Personenverkehr legitim, gepaart mit einer Kampagne unter
den Fahrgästen. Unserer Ansicht nach sollten die Kolleg_Innen das
selbst durch Streikkomitees demokratisch entscheiden und
kontrollieren, wie sie was bestreiken und es nicht einfach dem
Gewerkschaftsvorstand überlassen.

Denn letztlich verdient
die GDL auch dafür Kritik, dass sie den Vorstoß der Grünen
(richtig, die Partei, die Wälder für Autobahnen fällen lässt)
unterstützt, die Deutsche Bahn zu zerschlagen, also für mehr
Konkurrenz („Wettbewerb“) auf der Schiene zu sorgen.
Erfahrungsgemäß führt das zu einer noch beschisseneren
Betriebsqualität, also mehr „15 Minuten später“ oder „Zug
fällt aus“ oder generell Fahrpläne die gar nicht zusammenpassen.
Der Grund ist einfach der, dass mehr Wettbewerb auch mehr Kosten
einsparen bedeutet, womit wir wieder bei nicht reparierten Zügen und
unterbezahltem Personal wären…

Demgegenüber sollten wir
und alle, die es ernst meinen mit der Verkehrswende und dem
Klimaschutz, dafür eintreten, dass der gesamte Transportsektor
entschädigungslos enteignet und verstaatlicht wird und von
Arbeiter_Innen, Pendler_Innen usw. demokratisch kontrolliert wird.
Denn die Eisenbahn soll keinen Gewinn machen, sondern uns nachhaltig
und sicher von Hier nach Dort bringen!


